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nach Afghanistan zurück,
Sheikh Omar schloss sich ih-
nen nach der Verbüßung ei-
ner kurzen Haftstrafean.
In Afghanistan verbündete

er sich mit bin Laden, das al−
Qaida−Netzwerk entstand.
DemKampf gegendiesowjeti-
schenTruppen, die 1979 nach
Afghanistan einmarschiert
waren, schlossensichi mLau-
fe der Jahre etwa 30.000 Frei-
willige aus diversen islami-
schen Staaten an. Bin Laden
verteilte sie auf die islamisti-
schen Kampfgruppen, Sheikh
Omar sorgte für die ideologi-
sche Indoktrination. Einen
Teil des Geldes und der Waf-
fen, die sie von den USA, Sau-
di−Arabien und Pakistan er-
hielten, sparten siefür späte-
re Einsätzeauf.
NachdemAbzugdersowje-

tischen Truppen hielten viele
der zurückkehrenden Freiwil-
ligen Verbindung zu al−Qaida.
Sie schlossen sich überwie-
gend den extremen Gruppen
i m islamistischen Spektrum
an. ImVordergrundstand nun
der fanatische Wille zur Säu-
berung der Gesellschaft von
allem, wasfür unislamischer-
klärt wurde. Die Morde der
Gia (Bewaffnete Islamische
Gruppen) analleinstehenden
Frauen in Algerien und das
von den ägyptischen Islami-
schen Gruppen verübte Mas-
sakervonLuxori mNovember
1997, dem 58 Touristen zum
Opfer fielen, sind beipielhaft
für dieseStrategie.
Auch die Präsenz der ehe-

maligen Verbündeten aus
demAfghanistan−Krieg wurde
nun als unerträglich empfun-
den. Ausgangspunkt war der
Krieg gegen denIrak. Der Kö-
nig von Saudi−Arabien hatte
1990 den US−Truppen gestat-
tet, Stützpunkte in seinem
Land zu errichten. In einer
1996 veröffentlichten Er-
klärungrief bin LadenzumJi-
had auf gegen "Amerikaner,
die das Land der beiden heili-
gen Stätten besetzen". Der
Entweihung musste mit einer
Säuberung begegnet werden.
Noch 1996 explodierten zwei
Bomben vor US−Stützpunkten
in Saudi−Arabien, 26 Men-
schenstarben.
ImFebruar 1998 verkünde-

te bin Laden: "Amerikaner
undihre Alliierten− Zivilisten
oder Militärs− zutöten, ist ei-
ne individuelle Pflicht für je-
den Musli m, der es tun kann,
injedemLand, indemes mög-
lichist." Aus derindividuellen
Pflicht zumJihad war dieindi-
viduelle Pflicht zum Mord an
Zivilisten geworden. Knapp
fünf Monate später explodier-
tenfast gleichzeitigzwei Bom-
ben vor US−Botschaften in
Kenia und Tansania. 213 Men-
schen starben, 201 waren "al-
liierte" Afrikaner.
Dass sich die Anschläge

der al−Qaida nie gegen Israel
richteten, lag nicht an man-
gelndem Antisemitismus.
Doch al−Qaida wollte sich
nicht mit dem"kleinenSatan"
abgeben. In der islamisti-
schen Mythologie hat sichdie
Vorstellung durchgesetzt, al-
lein der Jihad in Afghanistan
habe zum Zusammenbruch
der Sowjetunion geführt. Was
lag da näher, als nun die ver-
bliebene Supermacht ins Vi-
sier zu nehmen? "Der russi-
sche Soldat ist mutiger und
geduldiger als der US−Soldat",
erklärte bin Laden 1996 der

arabischen Tageszeitung al−
Quds al−Arabi. "Unsere
Schlacht mit den Vereinigten
Staaten ist leicht, verglichen
mit den Schlachten, die wir
in Afghanistan geschlagen
haben."

Ziel: Mobilisierung der
Islamisten
I m Oktober des vergange-

nenJahres starben bei einem
Bombenanschlag auf den US−
Zerstörer "Cole" i mjemeniti-
schen Hafen Aden 17 US−Sol-
daten. Die Selbstmordatten-
täter hatten ein mit Spreng-
stoff beladenes Schlauchboot
benutzt. "Der Zerstörer reprä-
sentierteden Westen, unddas
kleine Boot repräsentierte
Muhammad", erläuterte bin
Laden. Eine ähnliche Symbo-
lik, mit der sich al−Qaida als
eine zu allem entschlossene
Gruppe präsentieren will, die
den Kampf mit einer Über-
macht nicht scheut, sollten
auch die Anschläge vom 11.
September vermitteln.
Dass bei dem Anschlag

wahrscheinlich mehr als
6.000 Zivilsten starben, hat
den Effekt allerdings gemin-
dert. Der Mord an Zivilisten
ist auch nach offizieller isla-
mistischer Auffassung ver-
werflich. Orthodoxe islami-
sche Rechtsgelehrte hatten
bereits vor dem 11. Septem-
ber Selbstmordanschläge ver-
urteilt. Allerdings handelt es
sich bei diesen Geistlichen
faktisch umStaatsangestellte,
deren Glaubwürdigkeit be-
grenzt ist. Undtrotz ideologi-
scher Differenzen gibt es Ge-
meinsamkeiten mit der Mehr-
heit des Islamismus, die nun
mobilisiert werdensollen.
Die militärischeundideolo-

gische Eskalation, zu der ein
längerer Krieg in Afghanistan
führen könnte, soll zur Her-
stellung der Ummah, der isla-
mischen Gemeinschaft beitra-
gen, die sich von westlicher
Dekadenzlossagt unddie von
allenIslamistenerstrebt wird.
Der Kriegkannauchdie Chan-
cenverbessern, die eine oder
andere "unislamische" Regie-
rung zu stürzen. Dieses Ziel
teilen viele islamistische Or-
ganisationen.
Erste Anzeichen, dass die

al−Qaida−Strategie erfolgreich
sein könnte, gibt es bereits.
Luftwaffengeneral Charles
Wald hattein der saudi−arabi-
schen Prince Sultan Air Base
gerade seine Kommandozen-
trale einrichten wollen, als
die Regierung ihre Zusage
zurückzog, den USA die Be-
nutzung von Militärbasen i m
kommenden Krieg zu gestat-
ten. Die Hintergründesindun-
klar. Doch bin Laden werden
weiterhin gute Verbindungen
nach Saudi−Arabien nach-
gesagt, mit dem kürzlich ge-
feuerten Gehei mdienstchef
Prinz Turki al−Feisal warer be-
freundet.

Pakistan: Druck auf die
"gottlose" Regierung
Zu den gottlosen Regierun-

gen zählt aber, trotz seiner
bisherigen Unterstützung für
die Taliban, auch das pakista-
nische Militärregi me unter
Pervez Musharraf. Die Verbin-
dungen zwischen afghani-
schen und pakistanischen Is-
lamistensindeng. Die Taliban
gingen aus den Koranschulen

AL−QAIDA

Jihad gegen den
American DreamAl−Qaida, das

internationale Netzwerk
der extremsten Gruppen

desislamistischen
Spektrums, verfolgt eine
Strategie der Eskalation.
Ziel ist es, möglichst
viele Akteurein den
kommenden Krieg
hineinzuziehen.

Wohl niemals zuvor haben
so wenige Menschen eine so
gewaltige Wirkungerzielt. Die
Anschläge vom 11. Septem-
ber, die den Massenmord als
mediales Spektakel insze-
nierten, waren keine Rache-
aktion irrationaler Fanatiker.
Sie folgten dem strategi-
schen Kalkül sehr rationaler
Fanatiker.
Deshalb verweisen nicht

nur kri minalistische Erkennt-
nisse auf Mitglieder der al−
Qaida, eines international
operierenden Netzwerks der
extremsten Gruppen des isla-
mistischen Spektrums. Nie-
mand sonst hat die organisa-
torischen und finanziellen
Ressourcen, die erforderliche
Zahl von Selbstmordatten-
täternfür eine Operation die-
ser Größenordnung und das
Motiv: Eine Strategie der Es-
kalation, die eine massenpsy-
chologische Wirkung erzielen
undganz bewusst einenKrieg
mit den USAprovozieren will.

Feindbild: dekadente
Amerikanisierung
Al−Qaida verfügt über be-

trächtliche Vermögenswerte,
die meisten Attentäter kamen
aus wohlhabenden oder rei-
chen Familien und hatten ei-
ne akademische Ausbildung.
Doch anders als die Haupt-
strömungdesIslamismus, die
über Sozial− und Bildungsein-
richtungen eine Klientel an
sich binden will, hat al−Qaida
sich nie für derartige Proble-
me interessiert. Von demauf
mehr als 250 Millionen Dollar
geschätzten Vermögen Osa-
ma bin Ladens hat die afgha-
nische Bevölkerung wenigge-

sehen. Bin Laden, der von al−
Qaida gezielt zur Identifikati-
onsfigur aufgebaut wurde,
wird in den zur Rekrutierung
verbreiteten Videos in ärmli-
cher Umgebung gezeigt: in ei-
ner Hütte mit unverputzten
Wänden oder in einer Höhle
als Behausung, mit einer ein-
fachen Matratzeals Lager. Der
freiwillige Verzicht des Multi-
millionärs auf Luxus soll an-
deren ein Vorbild sein, sich
ebenfalls der Aufgabe zu wid-
men, die Welt von allem zu
reinigen, was al−Qaidafür de-
kadent hält.
AmKapitalismus störte die

Attentäter nicht die soziale
Ungleichheit, sondern sein
uneingelöstes Versprechen,
dass der Mensch sich von
Hierarchien und Zwängen
emanzipieren kann, sowie die
"Amerikanisierung", die Ver-
breitung kultureller Codes
über die Grenzen von Natio-
nen und Religionen hinweg.
Für diesen Hochmut, der sich
über vermeintlich göttliche
Gesetze hinwegsetzt, und für
dieSündeder Dekadenzsollte
Amerika symbolisch bestraft
werden. Die beiden Türme
des World Trade Center, die
so weit in den Himmel ragten
und in denen Menschen aus
mehr als 60 Staaten arbeite-
ten, warenfür sie der moder-
ne TurmvonBabel.
Gott lässt Feuer vom Him-

mel fallen, um die Stadt der
Sünder zu strafen. In der isla-
mischen Welt will al−Qaida
sich als Racheengel präsen-
tieren. Doch der religiöse My-
thos, der hier erweckt werden
soll, wird auch in der westli-
chen Welt verstanden. Von
christlichen Fundamentalis-
tenin den USAetwa oder von

jenen Linken, die in den An-
schlägen eine symbolische
Strafe für die Verbrechen der
USA sehen, haben zahllose
Menschen dasihnen hier prä-
sentierte Bildaufgegriffen.
Dennoch dominiert die Dis-

tanzierung vom "Kampf der
Zivilisationen". Die meisten
Menschenin der islamischen
Welt verurteilten die Anschlä-
ge. Auch die Mehrzahl der is-
lamistischen Organisationen
hat sich distanziert, häufig
allerdings Verschwörungs-
theorien kolportiert, die hin-
ter dem Terror die leitende
Hand des Zionismus sehen
wollen. Im Westen wird trotz
der gelegentlichenKreuzzugs-
rhetorik fast einhellig betont,
dass der bevorstehende Krieg
kein Krieg gegen den Islam
seindürfe.
Die Inszenierung des Ter-

rors hat aber nocheinenzwei-
ten, realpolitischen Teil. Dass
die Anschläge die Kriegsma-
schine der USA in Richtung
Afghanistanin Bewegung set-
zen würden, war vorherseh-
bar. Es mag größenwahnsin-
nig erscheinen, dass eine Or-
ganisation, deren Mitglieder-
zahl von westlichen Gehei m-
diensten auf 5.000 geschätzt
wird, sich mit der mächtigs-
tenArmeeder Welt anlegt. Ein
solcher Plan entspricht je-
doch demDenken der al−Qai-
da−Funktionäre, deren Eskala-
tionsstrategie darauf baut,
dass andere Kräfte in den
kommenden Krieg hineinge-
zogen werdenkönnen.

Individuelle Pflicht zu
töten
Die Ideologie der al−Qaida

basiert auf den Lehren der Ji-
had−Organisation, die sich in
den siebziger Jahren von der
Hauptströmung des ägypti-
schenIslamismustrennte. Die
Mehrzahl der Islamistensetzt
auf die Mobilisierung der ar-
men Bevölkerungsschichten
unter der Führung der Mittel-
klasse. Gewalt gilt dabei als
legiti mes Mittel, wirdaber po-
litischen Zielen untergeord-
net. Die Jihad−Organisation
dagegen wollte durch exem-
plarischeGewalttateneineEs-
kalation herbeiführen, von
der sie zu profitieren glaubte.
Abdal−Salam Faraj, ihr erster
Ideologe, erklärte den Jihad
zurindividuellenPflichtjedes
Musli ms.
Es gelang der Gruppe, mit

Sheikh Omar Abdal−Rahman
einen Gelehrten mit islami-
scher Universitätsausbildung
zu gewinnen, der nach ortho-
doxer Auffassung berechtigt
war, religiöse Dekrete (Fat-
was) zu erlassen. Bei einem
Attentat i m September 1981
tötete die Jihad−Organisation
den ägyptischen Staatschef
Anwar al−Sadat. Der damit
verbundene Aufstand aber
scheiterte kläglich. Viele Ji-
had−Mitglieder zogen sich
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OsamabinLaden wurde von der al-Qaidabewusst alsIntegrationsfigur aufgebaut.
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der Jamaat Ulama−e Islami
(JUI) hervor. Obwohl denTali-
ban, diesichvor dem11. Sep-
tember recht erfolgreich um
diplomatische Anerkennung
bemühten, die aktuelle Ent-
wicklung wohl nicht gelegen
kommt, können und wollen
sieihre Verbindung zu al−Qai-
da nicht lösen. Bin Laden hat
in höchste Taliban−Kreise ein-
geheiratet, seine Auslieferung
könnte zu einer Spaltung des
Regi mesführen.
So wächst i mJihad zusam-

men, was zusammenwachsen
will. Jamaat−e Islami (JI), die
älteste und einflussreichste
islamistische Organisation
Pakistans, hält zwar ideologi-
sche Distanz zu bin Laden
und den Taliban, doch im
Kriegsfall will sie sich dem
Kampf anschließen. JI−Emir
Qazi Hussain Ahmad verur-
teilte die Anschläge, erklärte
aber, sie seien nur der Vor-
wandfür die zionistische Ab-
sicht, den Islam zu vernich-

PAKISTAN/SAUDI−ARABIEN

Zögernde
BündnispartnerFür einen Krieg gegen

Afghanistansind die USA
vor allemauf die

Unterstützungvonzwei
Staaten angewiesen:
Pakistan und Saudi−

Arabien. Die Sorge um
ihre Stabilität verzögert
den Vergeltungsschlag

der USA.

Die Strategie der USA für
den "Krieg gegen den Terro-
rismus" wird derzeit noch de-
battiert. Fest steht: die Unter-
stützungPakistans undSaudi−
Arabiens ist unentbehrlich.
Ohne Stützpunktein Pakistan
würde es den US−Truppen an
Luftunterstützung und an
Nachschub fehlen. Und in
Saudi−Arabien befindet sich
auf der PrinceSultanAir Base
eine Kommandozentrale, die
nur schwer anderswo i mpro-
visiert werden könnte. Beide
Länder habenverkündet, den
Krieg gegen den Terrorismus
vorbehaltlos zu unterstützen.
Dennoch wurden militärische
Hilfszusagen immer wieder
relativiert.

Wahhabismus: vom
Königshausverordnete
Staatsdoktrin
In den Regierungen Pakis-

tans und Saudi−Arabiens gibt
es starke islamistische Frak-
tionen. Dass ihre Differenzen
zur Regierungspolitik eher
taktischer als grundsätzli-
cher Art sind, macht die Ar-
beit der US−Diplomatie nicht
leichter. Die islamistischen
OffiziereinPakistanbestehen
auf einer unabhängigen
Außenpolitik, zuder unter an-
derem der Besitz der Atom-
bombe und die Benutzungis-
lamistischer Gruppen für
außenpolitische Ziele in
Kaschmir und Afghanistan
gehört. Ziele, die der pakista-
nische Staatschef Pervez
Musharraf grundsätzlichteilt.
Auch Saudi−Arabien, der eng-
ste und wichtigste Verbünde-
te der USAin der arabischen
Welt, hat i mmer auf einer ei-
genständigen Außenpolitik
bestanden.
Umsichinnen− und außen-

politisch zulegiti mieren, ver-
breitet das Königshaus seine

Staatsdoktrin, den Wahhabis-
mus, inderislamischen Welt.
Wie die Ideologie der Tali-

ban hat auch der i m18. Jahr-
hundert entstandene, streng
puritanische Wahhabismus
seinen Ursprung i mvorkolo-
nialen Fundamentalismus.
Anders als derinstädtischen
Kreisen als Reaktion auf den
Kolonialismus entstandene
Islamismus, der eine techno-
kratische Modernisierung oh-
ne die Merkmale "westlicher
Dekadenz" anstrebt, tut sich
der Wahhabismus auch mit
technischen Neuerungen
schwer. Bis Mitte der sechzi-
ger Jahre war das Fernsehen
in Saudi−Arabien verboten.
Mit demwachsendenÖlreich-
tumkamendann doch westli-
che Konsumgüter ins Land.
Wie unter den Taliban be-
kämpftjedocheine Religions-
polizei "zur Förderung der
Tugend und Verhütung des
Lasters" alles, was mit westli-
cher Kulturidentifiziert wird.
Zur saudischen Unterstüt-

zung der afghanischen Isla-
misten i m Kampf gegen die
Sowjetunion gehörte die Fi-
nanzierung von Koranschu-
len. Dort verbandsichdie pu-
ritanische Intoleranz des
Wahhabismus mit der aggres-
siven Jihad−Lehre militanter
ägyptischer Islamisten zur
Ideologie der al−Qaida, die
nun gegen die saudische
Monarchie kämpft. Sie und
andere islamistische Opposi-
tionsgruppen werfen der
Monarchie neben demBünd-
nis mit den USA Korruption
und Klientelwirtschaft vor.
Ein Teil der einflussreichen
Religionsgelehrten scheint
auf ihrer Seite zu sein. Die
rückläufigen Einnahmen im
Ölgeschäft führten zu sozia-
lenSpannnungen. Viele derer,
dievonder Klientelwirtschaft
ausgeschlossen sind, kritisie-
ren nun mit den Argumenten

des Wahhabismus die in der
Oberschicht verbreitetete Ge-
wohnheit, alles Verbotene
hinter verschlossenen Türen
zukonsumieren.
Schonseitlängeremsorgen

sich die USAumdie Stabilität
der saudischen Monarchie
undfürchteneinePalastrevol-
te. DochzumBündnis mit die-
semarchaischen Regi me hat
die US−Regierung derzeit kei-
ne Alternative. Auch bei den
Verhandlungen mit anderen
islamischenStaaten wirdjene
Politik fortgesetzt, die es in
der Vergangenheit islamisti-
schen Bewegungen ermög-
licht hat, sich als Alternative
zu repressiven Herrschafts-
systemen zu profilieren. Die
angestrebte große Koalition
gegen den Terrorismus soll
autoritäre Regierungen und
nationalreligiöse Diktaturen
beteiligen.

Pakistan: nationalis-
tische Gegenmobi-
lisierung
Von dieser Politik kann

auch das pakistanische Mi-
litärregi me profitieren. Die
US−Regierung hat die wegen
der pakistanischen Atomver-
suche verhängten militäri-
schen und ökonomischen
Sanktionen aufgehoben. Ein
Umschuldungsabkommen

verschiebt diefällige Zahlung

ten. 35 überwiegend isla-
mistische Organisationen ha-
ben sich i m Afghanistan De-
fence Council zusammenge-
schlossen.
Nicht nur die Islamisten

kritisieren die Regierung. Ei-
ner Umfrage des Meinungs-
forschungsinstituts Gallup
zufolgelehnen62 Prozent der
Bevölkerung Musharrafs Ent-
scheidung ab, die USAzu un-
terstützen. Viele Pakistanis
wollen nicht in einen Krieg
hineingezogen werden, des-
sen Folgen niemand abschät-
zen kann. Immerhin ist es
Musharraf gelungen, mit den
bürgerlichen Oppositionspar-
teien ein Stillhalteabkommen
zu schließen. Auch sie kriti-
sierenzumTeil die Unterstüt-
zung der USA, wollen sich
aber vorerst nicht an Protes-
ten beteiligen, die allein den
Islamistennützen.
Die Islamisten, die über

umfangreiche Waffenlager
verfügen, könnten das Land

in einen Bürgerkrieg stürzen.
Fraglichist auchdieLoyalität
der Armee. Unter der Militär-
diktatur Zia ul−Haqs wurden
in den achtziger Jahren zahl-
reiche Islamisten in das Offi-
zierskorps aufgenommen,
vielesindzuGenerälenaufge-
stiegen, einige gehören zum
engsten Kreis um Musharraf.
An einer islamistischen Ver-
sammlung, die vor zwei Wo-
chen in einem Vorort von
Lahore stattfand, nahmauch
Hamid Gul teil, ein ehemali-
ger Leiter des pakistanischen
Geheimdienstes Inter Servi-
cesIntelligence(ISI). Nureine
Handvoll "verwestlichter
Pseudo−Intellektueller" sei
auf Seiten Amerikas, erklärte
Gul dem Guardian, "die Ar-
mee war traditionell i mmer
auf der Seite des Volkes".

JörnSchulz

von 379 Millionen Dollar, Fi-
nanzhilfe soll folgen. An den
Lebensbedingungen der Be-
völkerung dürfte das wenig
ändern. Inden meistenislami-
schenStaatenschuf eine Peri-
ode der nationalistischenEnt-
wicklungsdiktatur wenigstens
einige Grundlagenfür einege-
sellschaftliche Modernisie-
rung. In Pakistan dagegen
wechselten sich Militärdikta-
turen und oligarchische Zivil-
regierungen in der Aufgabe
ab, eine archaische Sozial-
struktur zukonservieren.
In den von halbfeudalen

Großgrundbesitzern be-
herrschten Regionen, wo Ko-
ranschulen meist die einzige
Bildungsmöglichkeit sind, hat
sich ein dem Wahhabismus
ähnlicher Fundamentalismus
verbreitet. IndenStädtenver-
suchte die von den Mittel-
schichten getragene Jamaat−
e−Islami (JI), sichals Alternati-
ve zu einer ebenso korrupten
wie unfähigen Oligarchie zu
profilieren. Eine oppositionel-
le Bewegunggegendie Oligar-
chie allerdings waren dieIsla-
misten nicht. Immer wieder
habensiesichinunterschied-
lichen Koalitionen mit zivilen
und militärischen Regierun-
genverbündet. Nunsehendie
Islamisten jedoch eine Chan-
ce, sich wie die Islamische
Heilsfront (Fis) in Algerien
Anfang der neunziger Jahre
als populistische Alternative

zur Militärherrschaft darzu-
stellen.
Bislang hat das Militärregi-

me von Massenverhaftungen
abgesehen und die nach gel-
tendem Recht eigentlich ille-
galenislamistischen Demons-
trationen geduldet. Stattdes-
sen versucht man eine natio-
nalistische Gegenmobilisie-
rung. Zu den Demonstratio-
nen zum"Solidaritätstag" fan-
den sich jedoch deutlich we-
niger Menscheneinals zuden
islamistischen Protesten, ob-
wohl die meisten bürgerli-
chen Oppositionsparteien
den offiziellen Aufruf unter-
schrieben hatten. Aber auch
der zweite islamistische Pro-
testtag amvergangenen Frei-
tagverlief für die Veranstalter
enttäuschend, die Beteiligung
war schwächer als in der Wo-
chezuvor. Für denvonbinLa-
denin seiner jüngsten Dekla-
ration insbesondere den
"musli mischen Brüdernin Pa-
kistan" ans Herz gelegten
Kampf gegen die USA fehlt
nochein wichtiger Mitspieler.
Der vonihmerhoffte Ansturm
der "amerikanischen Kreuz-
zügler" lässt auf sich warten.

JörnSchulz

Anti−amerikanische Demo amWochenendeinLahore(Pakistan): SeitdemPakistans Präsident
PervezMusharrafden USAseine UnterstützungimKampfgegen den Terrorismus zugesagt hat,
organisierenradikaleislamistische Organisationen nahezutäglich Gegen−Demonstrationen.
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